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Art. 98 Sozialistische Gesetzlichkeit und Rechtspflege

lll.  Voraussetzungen fur das Amt des Staatsanwaltes

1. Die Verfassung von 1968/1974 enthilt keine Bestimmungen uber die Vorausset
zungen fur das Amt des Staatsanwaltes.

2. Im einfachen Gesetzesrecht.

a) Derartige Bestimmungen enthilt aber das einfache Gesetzesrecht im StAG (§ 35).
Danach kann Staatsanwalt nur sein, wer der Arbeiterklasse und dem sozialistischen Staat
treu ergeben ist und Uber ein hohes Mag an politisch-fachichem Wissen und Lebenserfah
rung, an menschlicher Reife und Charakterfestigkeit verfugt. Zum Staatsanwalt kann jeder
Birger der DDR berufen werden, dessen Personlichkeit den an einen Staatsanwalt gestell
ten Anforderungen entspricht und der eine juristische Ausbidung auf einer dazu be
stimmten  Ausbildungsstdtte erworben hat oder aufgrund seiner Kenntnisse und Fahig
keiten fur die Tatigkeit eines Staatsanwaltes geeignet ist.

b) Die Voraussetzungen entsprechen in vielem denen, die an die Erlagung des Rich
teramtes gestelt werden (s. Rz. 4-15 zu Art. 94). Indessen bestehen Unterschiede. So
wird die Ergebenheit nicht gegenuber dem >Volk<, sondern der > Arbeiterklasse< verlangt.
Das impliziert eine noch starkere Bindung an die SED als die Vorhut der Arbeiterklasse.
Aupgerdem wird eine juristische Ausbildung auf einer dazu bestimmten Ausbidungsstaitte
nicht unbedingt verlangt, sondern es geniugen Kenntnisse und Fahigkeiten, die auch in der
Praxis erworben sein kdnnen.

c) Der Generalstaatsanwalt wird fur eine der fuhrenden Rolle der Arbeiterklasse ent
sprechende Auswahl, Entwicklung und Erziehung der Kader der Staatsanwaltschaft
verantwortlich gemacht. Er hat die planmdgige Bildung einer Kaderreserve und die syste
matische Entwicklung und Vorbereitung von Nachwuchskadern zu gewahrleisten. Er hat
zu sichern, dag >die Kaderarbeit den Erfordernissen der Entwicklung von Frauen fur lei
tende Funktionen< gerecht wird. Zu seinen Pflchten gehort ferner die Unterstlitzung der
Ausbildung und die  Sicherung der  kontinuierlichen  politisch-fachlichen  Weiterbildung
der Kader sowie die Zusammenarbeit mit den verantwortlichen  Ausbildungseinrich
tungen (§ 38 Abs. 1 und 2 StAG).

d) Der Pflichtenkatalog des StAG (§ 36) betont die Bindung des Staatsanwaltes an
die Verfassung, die Gesetze und anderen Rechtsvorschriften der DDR sowie an die An
weisungen und Weisungen des Generalstaatsanwaltes sowie der anderen Ubergeordneten
Staatsanwalte. Er ist verpflichtet, in seiner Tatigkeit die sozialistische Gesetzlichkeit zu
verwirklichen, Gerechtigkeit und Unvoreingenommenheit gegentber jedermann zu wah
ren, das sozalistische Recht zu erldutern, eng mit den Werktdtigen zusammenzuarbeiten
und das Vertrauensverhdltnis zu ihnen zu festigen, aktiv am gesellschaftichen Leben teil
zunehmen und standig an seiner Weiterbildung zu arbeiten. Die Paralele zu den Grund
pflichten der Richter (s. Rz. 6 zu Art. 94) liegt auf der Hand. Nur steht an der Stelle der
Forderung nach Erfullung der Aufgaben des Gerichts die nach Wahrung von Gerechtig
keit und Unvoreingenommenheit gegentiber jedermann.

e) Der Generalstaatsanwalt regelt die Dienstpflichten im einzelhen und die diszipli
narische Verantwortlichkeit der Staatsanwzite (§ 38 Abs. 3 StAG).

1292



	III.	Voraussetzungen für das Amt des Staatsanwaltes


